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Anstalt des öffentlichen Rechts 

10829 Berlin, 2. Mai 1997 
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Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung 
 

Zulassungsnummer:  Z-40.11-129 

Antragsteller: Kunststoffverarbeitung Reich GmbH 

Schwiftinger Straße 3 und 5  

86932 Pürgen  

Zulassungsgegenstand: Doppelwandige Flachbodenbehälter aus GFK 

mit innerer Vlies-oder Chemieschutzschicht 

Geltungsdauer bis: 31. Mai 2002 

Der obengenannte Zulassungsgegenstand wird hiermit allgemein bauaufsichtlich zugelassen.  
Diese allgemeine bauaufsichtliche Zulassung umfaßt neun Seiten und sieben Anlagen mit 
50 Seiten. 



 

98412.97 

I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

1 Mit der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung ist die Verwendbarkeit des Zulassungs-
gegenstandes im Sinne der Landesbauordnungen nachgewiesen. 

2 Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung ersetzt nicht die für die Durchführung von 
Bauvorhaben gesetzlich vorgeschriebenen Genehmigungen, Zustimmungen und Be-
scheinigungen.  

3 Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird unbeschadet der Rechte Dritter, insbe-
sondere privater Schutzrechte, erteilt.  

4 Hersteller und Vertreiber des Zulassungsgegenstands haben, unbeschadet weiterge-
hender Regelungen in den "Besonderen Bestimmungen", dem Verwender des Zulas-
sungsgegenstands Kopien der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung zur Verfügung 
zu stellen und darauf hinzuweisen, daß die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung an 
der Verwendungsstelle vorliegen muß. Auf Anforderung sind den beteiligten Behörden 
Kopien der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung zur Verfügung zu stellen. 

5 Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung darf nur vollständig vervielfältigt werden. Eine 
auszugsweise Veröffentlichung bedarf der Zustimmung des Deutschen Instituts für 
Bautechnik. Texte und Zeichnungen von Werbeschriften dürfen der allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassung nicht widersprechen. Übersetzungen der allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassung müssen den Hinweis "Vom Deutschen Institut für Bautechnik nicht 
geprüfte Übersetzung der deutschen Originalfassung" enthalten.  

6 Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird widerruflich erteilt. Die Bestimmungen 
der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung können nachträglich ergänzt und geändert 
werden, insbesondere, wenn neue technische Erkenntnisse dies erfordern. 

7 Die in der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung genannten Bauprodukte bedürfen 
des Nachweises der Übereinstimmung (Übereinstimmungsnachweis) und der Kenn-
zeichnung mit dem Übereinstimmungszeichen (Ü-Zeichen) nach den Übereinstimmungs-
zeichen-Verordnungen der Länder. 
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II. BESONDERE BESTIMMUNGEN 

1 Zulassungsgegenstand und Anwendung 

(1) Gegenstand dieser allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung sind stehende zylindri-
sche, doppelwandige Flachbodenbehälter aus textilglasverstärktem ungesättigtem Poly-
esterharz bzw. Phenacrylatharz mit einer inneren Schutzschicht (Vliesschicht oder 
Chemieschutzschicht), deren Abmessungen innerhalb der nachfolgend angegebenen 
Grenzen liegen 

− Durchmesser D ≤ 4,0 m 

− H/D ≤ 5 (mit H = Höhe des Behälters) 

  Die Behälter sind in Anlage 1 dargestellt. 

(2) Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung gilt für die Verwendung der Behälter in 
nicht durch Erdbeben gefährdeten Gebieten. 

(3) Die Behälter dürfen in Gebäuden und im Freien aufgestellt werden, jedoch nicht in 
explosionsgefährdeten Bereichen der Zonen 0 und 1. 

(4) Die Behälter dürfen zur drucklosen Lagerung von nichtbrennbaren Flüssigkeiten 
verwendet werden. Die maximale Betriebstemperatur darf 60 °C betragen, sofern in den 
Medienlisten nach Absatz (5) keine Einschränkungen der Temperatur vorgesehen sind. 
Zur Berücksichtigung von Überdrücken oder Unterdrücken, die beim drucklosen Betrieb 
entstehen können, werden Überdrücke von mindestens 0,02 bar und Unterdrücke von 
mindestens 0,01 bar angesetzt. 

(5) Flüssigkeiten nach Medienliste II 4-40-2.1.1 bis 2.1.3 (je nach Art der inneren 
Schutzschicht) vom Juni 19951 erfordern keinen gesonderten Nachweis der Dichtheit 
und Beständigkeit des Behälterwerkstoffes. 

(6) Der Überwachungsraum ist mit einem nach dem Unterdruckverfahren arbeitenden 
Leckanzeiger zu versehen. 

2 Bestimmungen für die Bauprodukte 

2.1 Eigenschaften und Zusammensetzung 
2.1.1 Werkstoffe 

 Die zu verwendenden Werkstoffe sind in Anlage 3 aufgeführt. Das für die innere Schutz-
schicht verwendete Harz ist auch für die Herstellung des Überwachungsraumes ein-
schließlich des Vorlaminates zu verwenden; das Traglaminat kann auch aus einem 
anderen Harz hergestellt werden (siehe auch Anlage 4).  

2.1.2 Konstruktionsdetails 

 Konstruktionsdetails müssen den Anlagen 1.1 bis 1.11 entsprechen. 

2.1.3 Standsicherheitsnachweis 

(1) Die Behälter müssen Wanddicken aufweisen, die durch eine statische Berechnung 
nach der Berechnungsempfehlung II 4-31112 des DIBt ermittelt wurden. Dabei ist eine 
Betriebstemperatur von mindestens 30 °C zugrunde zu legen. Die mechanischen Werk-
stoffkennwerte und die entsprechenden Abminderungsfaktoren sind der Anlage 2.1 bis 
2.5 zu entnehmen. Vorlaminat, Abschlußlaminat, Chemieschutzschicht bzw. innere Vlies-
schicht und Oberflächenschicht nach Anlage 3 Abschnitt 2 gehören nicht zum tragenden 
Laminat. 

                                            
1  erhältlich beim Deutschen Institut für Bautechnik (DIBt) 
2  erhältlich beim Deutschen Institut für Bautechnik (DIBt) 
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(2) Sofern keine genauen Nachweise über die betriebsbedingten Über- und Unterdrücke 
geführt werden, sind sowohl kurzzeitig als auch langzeitig folgende Werte für den stati-
schen Nachweis anzusetzen 

  pük = pü = 0,02 bar 

  puk = pu = 0,01 bar 

  Die langzeitig wirkenden Drücke müssen nur angesetzt werden, wenn sie auch auftreten 
können (d.h. nicht bei freier Belüftung). 

(3) Stutzen für flüssigkeitsführende Rohrleitungsteile müssen Wanddicken aufweisen, 
die mindestens für die Nenndruckstufe PN 6 ausreichend sind; der statische Nachweis 
anderer Stutzen hat mindestens für die Nenndruckstufe PN 1 zu erfolgen. 

(4) Die zulässigen Tragkräfte für die Befestigungspunkte für Leiter und Hebeösen sind 
in den Anlagen 1.5 und 1.7 angegeben. 

(5) Die statische Berechnung ist durch das Prüfamt für Baustatik der Landesgewerbe-
anstalt Bayern in Nürnberg prüfen zu lassen.  

2.1.4 Brandverhalten 

 Der Werkstoff textilglasverstärktes Reaktionsharz ist in der zur Anwendung kommenden 
Dicke normal entflammbar (Klasse B2 nach DIN 4102-13). Zur Widerstandsfähigkeit 
gegen Flammeneinwirkungen siehe Abschnitt 3(2). 

2.1.5 Nutzungssicherheit 

(1) Behälter mit einem Rauminhalt von mehr als 2 m3 müssen mit einer Einsteigeöffnung 
ausgerüstet sein (siehe Anlage 1.9); Behälter ohne Einsteigeöffnung müssen eine 
Besichtigungsöffnung mit einem lichten Durchmesser von mindestens 0,06 m erhalten. 
Weitere Stutzen für Befüllung, Entleerung, Reinigung usw. sind gemäß Anlage 1.8 
herzustellen. 

(2) Zur Bedienung und Wartung darf eine ortsfeste Leiter am Behälter befestigt werden. 
Die Anforderungen an die Leiter sind der DIN 24 5324 zu entnehmen. Zusätzlich darf 
eine Bühne an den Behältern befestigt werden. Es ist darauf zu achten, daß die Metall-
konstruktion keine unzulässigen Zwängungen auf das Bauteil ausübt. Die Veranke-
rungspunkte am Behälter sind nach Anlage 1.5 bzw. Anlage 1.6 auszuführen.  

(3) Die Behälter müssen unter der Einsteigeöffnung eine abnehmbare Schutzplatte nach 
Anlage 1.11 zum Schutz des darunter liegenden Laminats gegen Stoßeinwirkung haben. 

2.2 Herstellung, Verpackung, Transport, Lagerung und Kennzeichnung 
2.2.1 Herstellung 

(1) Die Herstellung muß gemäß Anlage 4 Abschnitt 1 erfolgen. 

(2) Die Behälter dürfen nur im Werk Pürgen hergestellt werden. 

2.2.2 Verpackung, Transport, Lagerung 

 Verpackung, Transport und Lagerung müssen gemäß Anlage 4 Abschnitt 2 erfolgen. 

2.2.3 Kennzeichnung 

 Die Behälter müssen vom Hersteller mit dem Übereinstimmungszeichen (Ü-Zeichen) 
nach den Übereinstimmungszeichen-Verordnungen der Länder gekennzeichnet werden. 
Die Kennzeichnung darf nur erfolgen, wenn die Voraussetzungen nach Abschnitt 2.3 
erfüllt sind. 

 Außerdem hat der Hersteller die Behälter gut sichtbar und dauerhaft mit folgenden 
Angaben zu kennzeichnen: 

− Herstellungsnummer, 

− Herstellungsjahr, 

                                            
3 DIN 4102-1 Mai 1981 Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen 
4 DIN 24 532 Mai 1981 Senkrechte ortsfeste Leitern aus Stahl 
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− Rauminhalt in m3 bei zulässiger Füllhöhe (gemäß ZG-ÜS5), 

− zulässige Betriebstemperatur (bei nicht atmosphärischen Bedingungen), 

− zulässiger Füllungsgrad oder Füllhöhe (entsprechend dem zulässigen Füllungsgrad), 

− zulässige Volumenströme beim Befüllen und Entleeren, 

− Hinweis auf drucklosen Betrieb, 

− Außenaufstellung zulässig/nicht zulässig (entsprechend statischer Berechnung), 

− Art der inneren Schutzschicht. 

 Der Behälterhersteller hat die Flansche der Anschlüsse für den Leckanzeiger dauerhaft 
und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

− Flansch mit Anschluß am Überwachungsraumhochpunkt mit "Meßanschluß LAG", 

− Flansch mit Saugleitung zum Überwachungsraumtiefpunkt mit "Sauganschluß LAG". 

 Hinsichtlich der Kennzeichnung der Behälter durch den Betreiber siehe Abschnitt 5.1.5. 

2.3 Übereinstimmungsnachweis 
2.3.1 Allgemeines 

(1) Die Bestätigung der Übereinstimmung der Behälter mit den Bestimmungen dieser 
allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung muß vom Herstellwerk mit einem Übereinstim-
mungszertifikat auf der Grundlage einer werkseigenen Produktionskontrolle und einer 
regelmäßigen Fremdüberwachung einschließlich einer Erstprüfung der Behälter nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen erfolgen. 

(2) Für die Erteilung des Übereinstimmungszertifikats und für die Fremdüberwachung 
einschließlich der dabei durchzuführenden Produktprüfungen hat der Hersteller der 
Behälter eine hierfür anerkannte Zertifizierungsstelle sowie eine hierfür anerkannte Über-
wachungsstelle einzuschalten. 

(3) Dem Deutschen Institut für Bautechnik ist von der Zertifizierungsstelle eine Kopie 
des von ihr erteilten Übereinstimmungszertifikats zur Kenntnis zu geben. Dem Deut-
schen Institut für Bautechnik ist zusätzlich eine Kopie des Erstprüfberichts zur Kenntnis 
zu geben. 

2.3.2 Werkseigene Produktionskontrolle 

(1) Im Herstellwerk ist eine werkseigene Produktionskontrolle einzurichten und durchzu-
führen. Unter werkseigener Produktionskontrolle wird die vom Hersteller vorzunehmende 
kontinuierliche Überwachung der Produktion verstanden, mit der dieser sicherstellt, daß 
die von ihm hergestellten Bauprodukte den Bestimmungen dieser allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassung entsprechen. 

(2) Die werkseigenen Produktionskontrolle soll mindestens die in Anlage 5.1 Abschnitt 1 
aufgeführten Maßnahmen einschließen. 

(3) Die Ergebnisse der werkseigenen Produktionskontrolle sind aufzuzeichnen und aus-
zuwerten. Die Aufzeichnungen müssen mindestens folgende Angaben enthalten: 

− Bezeichnung des Bauprodukts bzw. des Ausgangsmaterials und der Bestandteile, 

− Art der Kontrolle oder Prüfung, 

− Datum der Herstellung und der Prüfung des Bauprodukts bzw. des Ausgangsma-
terials, 

− Ergebnis der Kontrollen und Prüfungen und Vergleich mit den Anforderungen, 

− Unterschrift des für die werkseigene Produktionskontrolle Verantwortlichen. 

(4) Die Aufzeichnungen sind mindestens fünf Jahre aufzubewahren und der für die 
Fremdüberwachung eingeschalteten Überwachungsstelle vorzulegen. Sie sind dem 
Deutschen Institut für Bautechnik und der zuständigen obersten Bauaufsichtsbehörde 
auf Verlangen vorzulegen. 

                                            
5 ZG-ÜS Zulassungsgrundsätze für Überfüllsicherungen Stand Mai 1993 in DIBt Zulassungsgrund-

sätze für Sicherheitseinrichtungen von Behältern und Rohrleitungen, Stand Januar 1996 
(erhältlich beim Deutschen Institut für Bautechnik) 
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(5) Bei ungenügendem Prüfergebnis sind vom Hersteller unverzüglich die erforderlichen 
Maßnahmen zur Abstellung des Mangels zu treffen. Behälter, die den Anforderungen 
nicht entsprechen, sind so zu handhaben, daß Verwechslungen mit übereinstimmenden 
ausgeschlossen werden. Nach Abstellung des Mangels ist - soweit technisch möglich 
und zum Nachweis der Mängelbeseitigung erforderlich - die betreffende Prüfung unver-
züglich zu wiederholen. 

2.3.3 Fremdüberwachung 

(1) Im Herstellwerk ist die werkseigene Produktionskontrolle durch eine Fremdüberwa-
chung regelmäßig zu überprüfen, mindestens jedoch zweimal jährlich (siehe Anlage 5.1). 

(2) Im Rahmen der Fremdüberwachung ist eine Erstprüfung der Behälter entsprechend 
Anlage 5.1, Abschnitt 2(1), durchzuführen. Darüber hinaus können auch Proben für 
Stichprobenprüfungen entnommen werden. Die Probenahme und Prüfungen obliegen 
jeweils der anerkannten Überwachungsstelle. 

(3) Die Ergebnisse der Zertifizierung und Fremdüberwachung sind mindestens fünf 
Jahre aufzubewahren. Sie sind von der Zertifizierungsstelle bzw. der Überwachungs-
stelle dem Deutschen Institut für Bautechnik und der zuständigen obersten Bauauf-
sichtsbehörde auf Verlangen vorzulegen. 

3 Bestimmungen für Entwurf und Bemessung 

(1) Die Bedingungen für die Aufstellung der Behälter sind den wasser-, arbeitschutz- 
und baurechtlichen Vorschriften zu entnehmen. Es sind außerdem die Anforderungen 
gemäß Anlage 6 einzuhalten. 

(2) Bei Festlegung der Aufstellbedingungen ist davon auszugehen, daß die Behälter 
nach diesem Bescheid dafür ausgelegt sind, einer Brandeinwirkung von 30 Minuten 
Dauer zu widerstehen, ohne undicht zu werden. 

(3) Die Behälter sind gegen Beschädigungen durch anfahrende Fahrzeuge zu schützen, 
z.B. durch geschützte Aufstellung, einen Anfahrschutz oder durch Aufstellen in einem 
geeigneten Auffangraum. 

(4) Die Behälter dürfen unterhalb des zulässigen Flüssigkeitsspiegels keine die Doppel-
wandigkeit beeinträchtigenden Stutzen oder Durchtritte haben. 

4 Bestimmungen für die Ausführung 

(1) Bei der Aufstellung der Behälter ist Anlage 6 zu beachten. 

(2) Der Betreiber einer Lageranlage ist verpflichtet, mit dem Einbauen bzw. Aufstellen 
des Behälters nur solche Betriebe zu beauftragen, die für diese Tätigkeiten Fachbetriebe 
im Sinne von § 19 l WHG6 sind, es sei denn, die Tätigkeiten sind nach landesrechtlichen 
Vorschriften von der Fachbetriebspflicht ausgenommen oder der Hersteller des Behäl-
ters führt diese Tätigkeiten mit eigenem, sachkundigem Personal aus. 

(3) Maßnahmen zur Beseitigung von Schäden sind im Einvernehmen mit dem Sachver-
ständigen nach Wasserrecht oder der Zertifizierungsstelle zu treffen. 

5 Bestimmungen für Nutzung, Unterhalt, Wartung, Prüfung 

5.1 Nutzung 
5.1.1 Ausrüstung der Behälter 

(1) Die Bedingungen für die Ausrüstung der Behälter sind den wasser-, bau- und 
arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften zu entnehmen. Sofern für die Ausrüstung keine 

                                            
6 WHG 18. November 1996 Wasserhaushaltsgesetz 
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wasser- bzw. baurechtlichen Vorschriften existieren, ist der Abschnitt 6 der TRbF 2207 zu 
beachten. 

(2) Die Behälter sind mit einem für den Anwendungsfall geeigneten Unterdruck-Leckan-
zeiger mit mindestens 325 mbar Alarmunterdruck auszurüsten. Der Einbau des Leckan-
zeigers hat nach Maßgabe der für den Leckanzeiger erteilten allgemeinen bauaufsicht-
lichen Zulassung zu erfolgen. Die Druckdifferenz zwischen den Schaltdrücken AlarmEin 
und PumpeAus der anzuschließenden Leckanzeiger darf nicht größer als 140 mbar sein. 

5.1.2 Lagerflüssigkeiten 

(1) Je nach Art der inneren Schutzschicht dürfen die Behälter nur für Lagerflüssigkeiten 
gemäß Medienliste II 4-40-2.1.1 bis 2.1.3 des DIBt vom Juni 1995 verwendet werden. 
Ausgenommen davon sind Flüssigkeiten, die zur Dickflüssigkeit oder zu Feststoffaus-
scheidung neigen. 

(2) Dije Behälter dürfen auch zur Lagerung anderer Flüssigkeiten als nach der unter 
Absatz (1) genannten Medienliste verwendet werden, wenn im Einzelfall durch Gutach-
ten eines vom DIBt vorgeschriebenen8 Sachverständigen nachgewiesen wird (z.B. nach 
Anhang 1 der Bau- und Prüfgrundsätze für oberirdische GF-UP-Behälter und -Behäl-
terteile), daß die Abminderungsfaktoren A2B und A2I nicht größer als 1,4 sind und daß die 
Flüssigkeiten nicht zur Dickflüssigkeit oder zu Feststoffausscheidung neigen. Vom 
Nachweis durch Gutachten sind ausgeschlossen: 

− Brennbare Flüssigkeiten (nach VbF9) 

− Explosive Flüssigkeiten (Klasse 1 nach GGVS10/GGVE11) 

− Selbstentzündliche Flüssigkeiten (Klasse 4.2 nach GGVS/GGVE) 

− Flüssigkeiten, die in Berührung mit 
Wasser entzündliche Gase bilden (Klasse 4.3 nach GGVS/GGVE) 

− Organische Peroxide (Klasse 5.2 nach GGVS/GGVE) 

− Ansteckungsgefährliche und 
ekelerregende Flüssigkeiten (Klasse 6.2 nach GGVS/GGVE) 

− Radioaktive Flüssigkeiten (Klasse 7 nach GGVS/GGVE) 

− Blausäure und Blausäurelösungen, 
Metallcarbonyle, Brom 

  Im Gutachten enthaltene Auflagen sind einzuhalten. 

(3) Die Lagerflüssigkeiten dürfen abhängig von der Höhe des Überwachungsraumes die 
nachfolgend aufgeführten Dichten nicht überschreiten: 

Höhe des Überwachungsraumes (m) zulässige Dichte (g/cm3) 

≤  9,60 ≤ 1,90 

>  9,60 und ≤ 12,75 ≤ 1,47 

> 12,75 und ≤ 16,00 ≤ 1,12 

5.1.3 Nutzbares Behältervolumen  

 Der zulässige Füllungsgrad der Behälter darf 95 % nicht übersteigen, wenn nicht nach 
Maßgabe der TRbF 28012 Nr. 2.2 ein anderer Füllungsgrad nachgewiesen oder einzuhal-
ten ist. Die Überfüllsicherung ist dementsprechend einzurichten. 

                                            
7  TRbF 220 August 1994 Technische Regeln für brennbare Flüssigkeiten, Ortsfeste Tanks aus 

metallischen und nichtmetallischen Werkstoffen - Allgemeines - 
8  Informationen sind beim Deutschen Institut für Bautechnik (DIBt) erhältlich. 
9 VbF 19. Dezember 1996 Verordnung über Anlagen zur Lagerung, Abfüllung und Beförderung 

brennbarer Flüssigkeiten zu Lande 
10 GGVS Gefahrgutverordnung Straße 
11 GGVE Gefahrgutverordnung Eisenbahn 
12  TRbF 280 August 1994 Technische Regeln für brennbare Flüssigkeiten; Betriebsvorschriften 



 

98412.97 

5.1.4 Unterlagen 

 Dem Betreiber der Anlage sind vom Hersteller der Behälter folgende Unterlagen auszu-
händigen: 

− Abdruck der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung oder ihres genehmigten Aus-
zuges, 

− Abdruck der geprüften statischen Berechnung mit Prüfbericht, 

− Abdruck des ggf. benötigten Gutachtens nach Abschnitt 5.1.2(2), 

− Abdruck des Zulassungsbescheides des für den Verwendungszweck geeigneten 
Leckanzeigers. 

5.1.5 Betrieb 

(1) Der Betreiber hat vor Inbetriebnahme der Behälter an geeigneter Stelle ein Schild 
anzubringen, auf dem die gelagerte Flüssigkeit einschließlich ihrer Dichte und Konzen-
tration angegeben ist. Die Kennzeichnung nach anderen Rechtsbereichen bleibt unbe-
rührt. 

(2) Vor dem Befüllen ist zu überprüfen, ob das einzulagernde Medium dem zulässigen 
Medium entspricht, wieviel Lagerflüssigkeit der Behälter aufnehmen kann, ob das 
Leckanzeigegerät eingeschaltet ist und ob die Überfüllsicherung in ordnungsgemäßem 
Zustand ist. 

(3) Die Betriebstemperatur der Lagerflüssigkeiten darf die Betriebstemperatur, für die 
der statische Nachweis geführt wurde, nicht überschreiten. Hierbei dürfen kurzzeitige 
Temperaturüberschreitungen um 10 K über die Betriebstemperatur (z.B. durch höhere 
Temperatur der Lagerflüssigkeiten beim Einfüllen) außer Betracht bleiben. 

(4) Beim Befüllen darf kein unzulässiger Überdruck im Behälter auftreten. Der Füllvor-
gang ist ständig zu überwachen. 

(5) Bei Alarmmeldung des Leckanzeigers wird ein optischer und/oder akustischer Alarm 
erzeugt. Vom Betreiber der Anlage ist bei einer Alarmmeldung unverzüglich ein Fachbe-
trieb (z.B. Einbaufirma) zu benachrichtigen und mit der Feststellung der Ursache für die 
Alarmgabe und deren Beseitigung zu beauftragen. Wenn der Überwachungsraum 
Undichtheiten aufweist, muß der Behälter so schnell wie möglich entleert werden. Eine 
erneute Befüllung ist im Einvernehmen mit dem Sachverständigen nach Wasserrecht 
oder der Zertifizierungsstelle nach Schadenbeseitigung und einwandfreiem Betrieb des 
Leckanzeigers zulässig. 

5.2 Unterhalt, Wartung 
(1) Der Betreiber einer Lageranlage ist verpflichtet, mit dem Instandhalten und Instand-
setzen der Behälter nur solche Betriebe zu beauftragen, die für diese Tätigkeiten Fach-
betriebe im Sinne von § 19 l WHG sind, es sei denn, die Tätigkeiten sind nach landes-
rechtlichen Vorschriften von der Fachbetriebspflicht ausgenommen oder der Hersteller 
der Behälter führt die Tätigkeiten mit eigenem, sachkundigem Personal aus. 

(2) Beim Instandhalten/Instandsetzen sind Werkstoffe zu verwenden, die in Anlage 3 
angegeben sind und Fertigungsverfahren anzuwenden, die in Anlage 4 beschrieben 
sind. 

(3) Maßnahmen zur Beseitigung von Schäden sind im Einvernehmen mit dem Sachver-
ständigen nach Wasserrecht oder der Zertifizierungsstelle zu klären. 

(4) Der Betreiber einer Lageranlage ist verpflichtet, mit dem Reinigen der Behälter nur 
solche Betriebe zu beauftragen, die für diese Tätigkeiten Fachbetriebe im Sinne von 
§ 19 l WHG sind, es sei denn, die Tätigkeiten sind nach landesrechtlichen Vorschriften 
von der Fachbetriebspflicht ausgenommen. Die Reinigung des Innern von Behältern aus 
Produktionsgründen oder für eine Inspektion ist unter Beachtung der in Anlage 7 
genannten Punkte vorzunehmen. 
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5.3 Prüfungen 
(1) Die Funktionsfähigkeit des Leckanzeigers ist nach Maßgabe der dafür erteilten 
allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung zu prüfen. 

(2) Der Betreiber hat zu veranlassen, daß bei der Lagerung von Medien nach 
Abschnitt 5.1.2, bei denen wiederkehrende Prüfungen der Behälter gefordert werden, die 
Behälter vor Inbetriebnahme und wiederkehrend entsprechend den Vorgaben eines für 
Kunststofffragen zuständigen Sachverständigen nach Wasserrecht einer Innenbesichti-
gung unterzogen werden. 

(3) Prüfungen nach anderen Rechtsbereichen bleiben unberührt. 

 

 

Im Auftrag 

Strasdas Beglaubigt 

 


